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einleitunG

das ende des Zweiten Weltkriegs und 
die darauffolgenden jahre veränderten 
die osteuropäischen länder grundle-
gend. mit sowjetischer unterstützung 
kamen in Polen, der tschechoslowakei, 
ungarn, Bulgarien, jugoslawien und 
albanien nationale kommunistische 
Parteien an die macht und erlangten 
die vollständige Kontrolle über alle 
Bereiche des öffentlichen lebens. eine 
neue art von politischem Staatssystem 
wurde errichtet, das sich als „sozialis-
tisch“ definierte. es kam zu grundle-
genden sozialen und wirtschaftlichen 
Änderungen, von denen die roma zum 
teil direkt betroffen waren. roma wa-
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staatliche politik 
im Kommunismus

Rahmenbedingungen 
und SPezifiSche meRkmale

Wenn vom „ostblock“ die rede ist, 
gewinnt man häufig den Eindruck, der 
Begriff beziehe sich auf ein monoli-
thisches totalitäres System unter der 
direkten herrschaft moskaus, in dem 
eine gemeinsame Politik alle lebens-
bereiche beherrschte. Bis zu einem 

gewissen Grad war das der fall, doch 
die einzelnen länder bewahrten sich 
eine Reihe von spezifischen Merkma-
len. die monolithische einheit der von 
kommunistischen Parteien regierten 
länder in osteuropa brach bereits in 
den späten 1940ern mit dem eigenstän-
digen Weg jugoslawiens auseinander. 
in den 1950ern wählte albanien eben-
falls einen eigenen Kurs. auch rumä-
nien zeigte, obwohl es mitglied des 

Warschauer Paktes und des comecon 
war, eine gewisse „unabhängigkeit“, 
wenn auch in geringerem maße. in ab-
stufungen fanden auch in den übrigen 
ländern osteuropas ähnliche entwick-
lungen statt. [ill. 1]

in der tat ist es nicht möglich, 
von einem einzigen, auf alle länder 
osteuropas zutreffenden modell zu 
sprechen, vor allem nicht in Bezug auf 
die interne nationalitätenpolitik. auf 

länder, die ausschließlich 

nach kommunistischen Prinzipien 

regiert wurden

ren in verschiedenem ausmaß und zu 
unterschiedlichen Zeiten auch direktes 
Ziel von regierungsmaßnahmen.

Mit dem Ende des Zweiten Weltkriegs wurde der Osten Europas, in dem ein beträchtlicher Anteil 
der europäischen Roma lebte, Teil dessen, was allgemein als der „sozialistische Ostblock“ bezeichnet 
wurde. Entsprechend der kommunistischen Ideologie gab es in diesen Ländern grundlegende soziale und 
wirtschaftliche Veränderungen, welche die gesamte Bevölkerung und somit auch die Roma betrafen. Trotz 
gleicher Rahmenbedingungen waren die staatlichen Strategien bezüglich der Roma-Bevölkerung aufgrund 
der jeweiligen Modelle aus der Vergangenheit und der individuellen nationalen Vorgehensweisen sehr 
unterschiedlich. Gemeinsam war allen staatlichen Strategien jedoch die Integration der Roma, wobei in 
einigen Ländern die völlige Assimilation angestrebt wurde.
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ideologischer ebene herrschte zwar völ-
lige einheitlichkeit, und jedes land er-
klärte, seine nationalitätenpolitik beruhe 
auf den „Prinzipien des marxismus-le-
ninismus“, die Praxis in den einzelnen 
ländern gestaltete sich jedoch recht un-
terschiedlich.

im allgemeinen gab es in osteu-
ropa zwei arten der nationalitätenpo-
litik – eine „ethno-nationale“ und eine 
„post-imperiale“. der „ethno-nationale“ 
ansatz dominierte in Polen, ungarn, 
rumänien, Bulgarien und albanien (mit 
einschränkungen kann auch die tsche-
choslowakei, die ja aus zwei ländern 
bestand, zu dieser Gruppe gerechnet 
werden). diese länder basierten auf 
einer „Staats-nation“ (in der tschecho-
slowakei zwei) und aus „minderheiten“, 
also den übrigen kleineren Gemein-

schaften, die in den einzelnen ländern 
unterschiedlich bezeichnet wurden. das 
„post-imperiale“ modell war typisch für 
die Sowjetunion und für jugoslawien. 
Hier gab es, zumindest offiziell, keine 
„Staats-nation“, sondern ein komplexes 
hierarchisches Gebilde von nationalen 
/ ethnischen Gemeinschaften mit oder 
ohne eigene staatliche / administrative 
Strukturen, die zu einer neuen, „hö-
heren“ form der organisation zusam-
mengefügt waren – dem „Sowjetvolk“ 
und den „jugoslawen“.

obwohl es in Bezug auf roma 
verschiedene ansätze in der staatlichen 
Politik der osteuropäischen ländern 
gab, lassen sich Gemeinsamkeiten fest-
stellen. diese charakteristika staatlicher 
roma-Politik hatten insgesamt – unge-
achtet ihrer unterschiede und Besonder-

heiten in der Umsetzung – signifikante 
auswirkungen auf die roma in osteur-
opa in der Zeit zwischen dem ende des 
Zweiten Weltkriegs und der „Wende“ ab 
dem ende der 1980er jahre.

 
SeSShaftmachung

deR „fahRenden Roma“

die Sesshaftmachung der roma ist ein 
typisches Beispiel für die verbindung 
von allgemeinen und länderspezifischen 
Strategien in der Politik der osteuropä-
ischen Staaten. allen Staaten osteuropas 
gemeinsam ist das faktum, dass maßnah-
men zur Sesshaftmachung von „fahren-
den“ roma (oder zumindest wesentliche 
einschränkungen des nomadismus) ge-
setzt wurden. die in den einzelnen Staa-

rahmenbedingungen und spezifische Merkmale
sesshaftmachung der „fahrenden roma“

ill. 2 
Kupferschmied, Rumänien, im Jahr 1956.
(von G. lükö, from fraser 1992, S. 280)

ill. 3 
Ursari (Bärenführer), Bulgarien.
(von rolf Bauerdick, from Guy 2001, S. 328)

ill. 4 
Kohlenbrenner, Bulgarien. 
(von rolf Bauerdick, aus Guy 2001, S. 328)

ill. 5 
Eisenhändler aus Meteol, Rumänien.
(aus Djurić / Becken / Bengsch 1996, S. 184b)

Ill. 6 
Pferdehändler, Rumänien.
(aus Djurić / Becken / Bengsch 1996, S. 184b)

ill. 7 
Ziegelmacher aus Craiova, Rumänien.
(aus Djurić / Becken / Bengsch 1996, S. 184b)

� �



Staatliche Politik
 im kommuniSmuS

roma | GeSchichte

6.1

CounCil of EuropE

Project education of roma children in euroPe

ten angewandten Strategien und auch die 
durchführungszeiträume unterscheiden 
sich jedoch zum teil wesentlich.

auch die voraussetzungen und 
rahmenbedingungen für die Sesshaft-
machung der roma differieren in den 
einzelnen ländern. es ist unmöglich, 
genaue Zahlen anzugeben, man kann 
aber davon ausgehen, dass mehr als drei 
viertel der roma in Polen und zumindest 
zwei drittel der gesamten sowjetischen 
roma-Bevölkerung (halb-)nomadisch 
lebten. in Bulgarien und der tschecho-
slowakei hingegen, machten die „fahren-
den“ roma, auf die die staatliche Politik 
abzielte, weniger als 5% der gesamten 
roma-Bevölkerung aus. in den übrigen 
ländern variierte der relative anteil der 
nomadischen roma: in rumänien und 
jugoslawien lebte höchstens ein drittel 

der roma nomadisch, in ungarn und al-
banien nicht mehr als ein viertel. 

in den meisten osteuropäischen 
ländern erfolgte die Sesshaftmachung 
der nomadischen roma kraft eines 
regierungsaktes oder eines Parteibe-
schlusses (was ein und dasselbe war). 
die Sowjetunion, in der die nomadische 
lebensweise per Gesetz verboten wur-
de, war das erste land, das eine aktive 
Strategie zur lösung des „Problems“ der 
nomadischen „Zigeuner“ verfolgte. am 
5. Oktober 1956 gab das Präsidium des 
obersten Sowjets der udSSr ein dekret 
zur „einbeziehung von fahrenden Zi-
geunern in Beschäftigungsaktivitäten“ 
heraus. das gleiche modell wurde in 
Bulgarien angewandt, wo ein erlass zur 
„lösung der Probleme der Zigeunermin-
derheit in Bulgarien“ vom ministerrat 

1958 angenommen wurde. in der tsche-
choslowakei wurde im selben jahr ein 
Gesetz zur „ansiedelung von fahrenden 
Personen“ verabschiedet. die polnische 
regierung hatte bereits 1952 erfolglos 
versucht, fahrende roma zur freiwilligen 
ansiedelung in den westlichen regionen 
zu bewegen, wo es seit der deportation 
der deutschen Bevölkerung unbesie-
deltes Land gab. Im Jahr 1964 gab das 
innenministerium Polens dann eine re-
solution zur verpflichtenden Sesshaft-
machung von „fahrenden“ „Zigeunern“ 
heraus. nachdem das Zentralkomitee der 
rumänischen Kommunistischen Partei 
ein Programm zur sozialen integration 
„fahrender Zigeuner“ angenommen hat-
te, setzten nach 1977 auch maßnahmen 
zur Sesshaftmachung ein, auch wenn 
diesen keine prioritäre rolle zukam.

ill. 8 

In manchen osteuropäischen Regionen arbeiten Roma immer noch in Berufen, die keinen ständigen Wohnsitz erfordern. Wandergewerbe 
haben zu einem gewissen Grad die Maßnahmen der kommunistischen Regimes und den allgemeinen Trend zur Sesshaftigkeit überlebt. Bis 
heute gibt es beispielsweise Bärenführer, die ihre Tiere den Touristen an der Schwarzmeerküste vorführen, und Pferdehändler. 
(aus Gronemeyer / rakelmann 1988, S. 138)

SeSShaftmachunG von nomaden: 
rePreSSion oder unterStütZunG? 

Wie das Thema der Sesshaftmachung von Nomaden in Osteuropa heute betrachtet 
wird, ist ohne Zweifel eine interessante Frage. In vielen wissenschaftlichen und men-
schenrechtsorientierten Veröffentlichungen wird diese Politik als der Gipfel der re-
pressiven Politik der kommunistischen Parteien gegenüber den Roma angesehen. Die-
se Einschätzung wird auch von manchen heutigen Roma-Aktivisten geteilt, die jedoch 
aus Roma-Gruppen stammen, die seit Jahrhunderten sesshaft sind. In Osteuropa haben 
die Roma selber und vor allem ehemals fahrende Roma eine positive Einstellung zu 
Maßnahmen, die der Ansiedelung dienen. Dies wird am besten von jenen illustriert, die 
selbst davon betroffen waren. Die positive Einstellung ist beispielsweise in Bulgarien 
oder den Ländern der ehemaligen Sowjetunion stärker als in der Tschechoslowakei 
oder in Polen, wo die Sesshaftmachung von repressiven Maßnahmen wie der Konfis-
zierung von Pferden und Eigentum begleitet war.

Ein weiterer Faktor zeigt sich bei der Beurteilung der Sesshaftmachungs-Po-
litik gegenüber den fahrenden Roma als noch viel bedeutender: Zwischen den 1950er 
und den 1970er Jahren wurde die nomadische Lebensweise von einer ernsthaften Krise 
beeinträchtigt. In Folge sich verändernder sozialer und wirtschaftlicher Bedingungen 
mussten sich die Nomaden selbst Möglichkeiten zur Sesshaftwerdung suchen (oder zu-
mindest zu einer halb-nomadischen Lebensführung) und neue Strategien entwickeln, um 
sich wirtschaftlich zu behaupten. Das aktive Eingreifen des Staates erfolgte zu einem 
angemessenen historischen Zeitpunkt (was in der Geschichte der staatlichen Interventi-
onen gegenüber den Roma ein seltenes Ereignis darstellt) und unterstützte die natürliche 
Entwicklung und Integration der Gemeinschaften beträchtlich (zum Beispiel mit der Ge-
währung von Krediten und Unterstützungen zum Bau von Wohnstätten).   ill. 10

ill. 9 
„In Ungarn gibt es eine kleine Anzahl von 
Schmiedegenossenschaften, die von Roma in 
eigener Regie geführt werden. Die Schmie-
degenossenschaft in Nogradmegyer z. B. 
besteht seit 1951. Das Dorf war von Nagel-
schmieden und Musikzigeunern bewohnt, 
beide Gruppen haben in einem langen Pro-
zeß die Genossenschaft aufgebaut, die heute 
eine Vielzahl von Produkten herstellt.“
(aus Gronemeyer / rakelmann 1988, S. 121f)
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Beschleunigung der integration
Kulturelles und historisches Erbe

in den übrigen ländern osteu-
ropas wurde die Sesshaftmachung no-
madischer roma nicht durch spezielle 
Gesetze gelenkt, sondern geschah im 
rahmen der allgemeinen Gesetzgebung 
wie beispielsweise die zwingende not-
wendigkeit eines festen Wohnsitzes, 
eines festen arbeitsplatzes, etc. in un-
garn fand dieser Prozess in der zweiten 
hälfte der 1950er jahre statt, in albani-
en und Jugoslawien in den 1960er und 
1970er jahren. 

die staatlichen Strategien zur 
Sesshaftmachung der nomadischen 
roma führten jedoch nicht immer zu 
den gewünschten resultaten. in der So-
wjetunion hielten teile der roma-Bevöl-
kerung, die offiziell sesshaft waren, an 
ihrer alten lebensweise fest, bis sie sich 
in den 1960er Jahren schrittweise neuen 
wirtschaftlichen aktivitäten zuwandten. 
unter den roma jugoslawiens war und 
ist die nomadische lebensweise am ver-
schwinden, wenn auch nicht vollständig. 
in Bulgarien reisten und reisen einzelne 
roma-Gruppen weiterhin in den warmen 
monaten, obwohl sie einen festen Wohn-
sitz haben und offiziell geregelter Arbeit 
nachgehen, was dem traditionellen mu-
ster der nomadischen lebensweise am 
Balkan entspricht. in rumänien war die 
Politik der Sesshaftmachung nur wenig 
erfolgreich: die volkszählung von 1977 
führte offiziell 66.500 nomadische Roma 
an und saisonaler nomadismus ist bei 

verschiedenen Gruppen bis heute unver-
ändert zu beobachten. [ill. 2-10]

beSchleunigung deR 
integRation

in allen osteuropäischen ländern war 
die Politik auf die integration der roma 
ausgerichtet, die umsetzung hatte je-
doch unterschiedliche formen. es gab 
zwei ansätze, die beide bis heute von 
Bedeutung sind. Beim ersten ansatz, der 
auf mehrheitspolitik und Gleichbehand-
lung aufbaut, fehlen spezifische staatli-
che maßnahmen zur sozialen integrati-
on der roma. diese werden im rahmen 
der bestehenden, die ganze Bevölkerung 
betreffenden Politik behandelt. im Zuge 
des zweiten, „speziellen“ ansatzes wer-
den roma als eigenständige Gruppe mit 
spezifischen Problemen wahrgenommen, 
zu deren lösung spezielle maßnahmen 
erforderlich sind.

der erste ansatz wurde vor allem 
in der Sowjetunion, in jugoslawien, Polen 
und albanien verfolgt, wo es keine spe-
ziellen regierungsprogramme für roma 
gab (in der udSSr und in Polen gab 
es eine ausnahme – das Programm zur 
Sesshaftmachung von fahrenden). der 
einzige Bereich des öffentlichen lebens, 
in dem das Prinzip der mehrheitspolitik 
für roma nicht angewandt wurde, war 
die Bewahrung und entwicklung ihrer 

ethno-kulturellen identität: das romen-
theater in russland ist bis heute eine der 
attraktionen moskaus. daneben gibt es 
über 100 weitere tanz- und musikensem-
bles von roma. die „Zigeuner“-folklore 
ist bis heute akzeptiert und etabliert. in 
jugoslawien ebenso wie in Polen lässt 
sich ähnliches beobachten, wenn auch in 
kleinerem maßstab. [ill. 11]

in den vier übrigen ländern 
(tschechoslowakei, ungarn, rumä-
nien, Bulgarien) versuchte man, roma 
durch spezielle maßnahmen zu integrie-
ren. dieser Zugang schließt jedoch den 
„mehrheits“-ansatz nicht aus und in 
vielen fällen wurde die integration der 
roma auch im rahmen der allgemeinen 
Gesetzgebung umgesetzt. in anderen fäl-
len wiederum wurden besondere maß-
nahmen gesetzt. [ill. 14]

in Bulgarien wurde 1958 die be-
reits erwähnte resolution zur „lösung 
der Probleme der Zigeunerminderheit in 
Bulgarien“ verabschiedet, der 1978 ein 
dekret „Zur weiteren verbesserung der 
arbeit unter Bulgarischen Zigeunern, 
für deren aktivere einbeziehung in den 
Prozess der entwicklung einer sozialis-
tischen Gesellschaft“ folgte. die rumä-
nische Kommunistische Partei erarbeitete 
ein „Programm zur sozialen integration 
der Zigeuner“. in der tschechoslowakei 
wurde 1972 – in folge der ereignisse von 
1968 und des Beschlusses einer neuen 
verfassung – das „Konzept zur allgemei-

ill. 12 
„Die besten Zigeuner-Arbeiter der sozialistischen Arbeit“. 
Sofia, Ende der 1940er Jahre, in der Mitte Schakir Paschov, 
damals Parlamentsabgeordneter in Bulgarien.
(aus den archiven der Studii romani, Sofia, Bulgaria)
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Polen:  auSWirKunGen der ZWanGSanSiedelunG

„Als die Behörden die Ansiedelung erzwangen [1964], versäumten sie es, 
irgendwelche Strukturen zu schaffen, um den Roma den Beginn eines neuen 
Lebens zu ermöglichen. Es gab keine passenden Wohnungen für sie, keine 
Beschäftigung und nichts, was es ihnen ermöglicht hätte, sich schrittweise 
an die übrige Gesellschaft anzupassen und ihre früheren Lebensgewohn-
heiten zu ändern. Wo ihnen Sozialwohnungen zwischen „normalen“ Leu-
ten zugewiesen wurden, traten bald Konflikte auf. [...] In den darauffol-
genden Jahren, nachdem die Roma ausreichend entmutigt worden waren, 
das Fahren wieder aufzunehmen, verloren die Behörden praktisch das In-
teresse an ihnen. Damals entwickelten die Roma die ersten Strategien zur 
Anpassung an ihr neues Leben. Sie begannen den Handel mit Devisen und 
Wertsachen – vor allem Gold, Autos, Antiquitäten und Teppiche. Diejeni-
gen mit Verwandten im Ausland hatten mehr Möglichkeiten, ihren Lebens-
unterhalt durch Schmuggel oder den Handel mit im Westen gestohlenen 
Autos zu verdienen.“                 ill. 11 (übersetzt aus mróz 2001, S. 257f.)
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nen öffentlichen und kulturellen integra-
tion der Zigeuner“ herausgegeben, spä-
ter weiterentwickelt und 1976 novelliert. 
alle diese Partei- und regierungsdoku-
mente enthalten eine reihe von haupt-
richtlinien, denen die Sonderpolitik für 
die „Zigeuner“ zu folgen hatte. Sie stehen 
unter anderem für die ermöglichung von 
dauerhafter vollbeschäftigung, die lö-
sung von Wohnungs- und Gesundheits-
problemen, sowie die integration von 
roma-Kindern ins erziehungssystem 
und die verbesserung ihres Bildungsni-
veaus und sie zielen auf die förderung 
der roma-Kultur ab. [ill. 12]

abgesehen von diesen haupt-
richtlinien gibt es in der Politik der ein-
zelnen länder auch eine reihe von spe-
zifischen Schwerpunkten, besonders in 
der jeweiligen umsetzung der erwähnten 
hauptbereiche. in Bulgarien wurden seit 
1961 Internate gegründet, und von 1966 
an wurden einige Schulen, an denen die 
mehrzahl der Schüler roma-Kinder 
waren, in „allgemeine hauptschulen 
mit verstärkter arbeitsschulung“ um-
gewandelt. in rumänien wurden maß-
nahmen zur reduktion der Kinderzahl 
in roma-familien ergriffen (Beihilfen 
wurden nur familien mit maximal 5 
Kinder gewährt), um die hohe Zahl von 
roma-Kindern zu senken, die in Wai-
senhäusern und Pflegeheimen landeten. 
In Ungarn wurden 1961 Maßnahmen 
gegen die diskriminierung der roma 

ergriffen, und das Wohnbauprogramm 
von 1964 sah die Auflösung von 2.500 
roma-Siedlungen vor. in der tschecho-
slowakei fasste ein regierungsdekret 
von 1965 den Abriss von Roma-Vierteln 
ins auge, vor allem in der ostslowakei, 
und ordnete die aufteilung der dort le-
benden roma in slowakische dörfer und 
industrieregionen der tschechischen So-
zialistischen republik an. [ill. 13]

kultuRelleS und 
hiStoRiScheS eRbe

unterschiede in der staatlichen Poli-
tik verschiedener länder sind oft von 
früheren modellen geprägt. die osteuro-
päischen nationalstaaten nahmen im 19. 
und 20. jahrhundert form an und gingen 
dabei aus drei reichen hervor – dem os-
manischen reich, der Österreich-unga-
rischen monarchie und dem russischen 
reich. jedes dieser drei reiche hatte ein 
anderes modell staatlicher roma-Politik. 
die charakteristika dieser modelle und 
ihre rezenten auswirkungen werden in 
der Wohnpolitik in den verschiedenen 
ländern osteuropas deutlich.

die drei historischen modelle 
reflektieren die Siedelungsweise sess-
hafter roma, die im osmanischen reich 
und in Österreich-ungarn bei weitem 
die mehrheit darstellten: im osma-
nischen reich – in Bulgarien, albanien, 

dem größten teil jugoslawiens und ru-
mänien – lebten roma, ebenso wie die 
übrigen ethnischen Gemeinschaften, auf 
dem Gebiet der jeweiligen ortschaft in 
so genannten „mahallas“. dies sind ei-
gene viertel, in denen nur die angehö-
rigen einer einzigen ethnischen Gruppe 
leben. auf Österreichisch-ungarischen 
Gebiet – in ungarn, der tschechoslo-
wakei, weiten teilen rumäniens und 
kleineren teilen jugoslawiens und Po-
lens – lebten die roma in eigenen Sied-
lungen abseits der jeweiligen ortschaft, 
oft kilometerweit von diesen entfernt, 
in den so genannten „ciganytelep“ in 
ungarn, „osada“ oder „Kolonia“ in der 
Slowakei, „Kolonia“ oder „tigania“ in 
rumänien, „osada“ in Südpolen, etc. im 
russischen reich – in der udSSr und in 
teilen Polens – lebten die roma zumeist 
zusammen mit der übrigen Bevölkerung, 
üblicherweise in zehn oder mehr häu-
sern nebeneinander – ausgenommen in 
transkarpatien, wo das Österreichisch-
ungarische modell vorherrschte.

die jeweilige staatliche Politik 
gegenüber den roma in den ländern 
osteuropas beruht auf diesen histo-
rischen umständen. in ungarn und der 
Slowakei gab es eine tendenz zur voll-
ständigen Auflösung der eigenständigen 
roma-Siedlungen, wobei die in ungarn 
unternommenen Schritte sehr wirksam 
waren (von den 2.500 „ciganytelep“ 
sind heute die meisten zerstört). in ru-
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„Pferde, Kühe und 
ZiGeuner“

„Das Regierungsdekret  502/1965 
führte ein ausgearbeitetes Pro-
gramm zur Fortschaffung von 
Roma aus überbevölkerten Sied-
lungen in der Slowakei an ange-
messene Orte in Tschechien ein. 
Als maximal zulässige Roma-
Quote pro Gemeinde wurden 5 
Prozent festgelegt [...].
Wie ein Roma-Sprecher bitter 
kommentierte: ‚Sie planten die 
Anzahl für jedes Dorf – Pferde, 
Kühe und Zigeuner‛ [...]“
ill. 13  (übersetzt aus Guy 2001, S. 291)

„mehrheitSPolitiK“ mit SondereffeKt: 
SteriliSationen in der tSchechoSloWaKei

Die Sterilisationen in der Tschechoslowakei werden gemeinhin als besonders drastisches 
Beispiel für eine Sonderpolitik gegenüber den Roma in Osteuropa angesehen – worauf in 
diesem Fall Bezug genommen wird, ist das am 29. Februar 1972 herausgegebene Dekret 
des Gesundheitsministeriums, dass besagte, dass die freiwillige Sterilisation von Frauen, 
die bereits mehr als vier geistig zurückgebliebene Kinder geboren haben, mit finanziellen 
Unterstützungen gefördert wurde. Dieses Dekret, theoretisch im Einklang mit den Mehr-
heitsprinzipien der Politik (d.h. nicht direkt an Roma gerichtet), wiederholte (in milderer 
Form) staatliche Normen und Praktiken wie es sie in ähnlicher Form in der Schweiz und 
den skandinavischen Ländern gab. Das Beispiel zeigt jedoch, wie theoretische „Mehr-
heits“-Strategien in der Praxis zu diskriminierenden Ergebnissen führen können – eher 
als die privilegierten Mitglieder einer Gesellschaft sind von Restriktionen meist die oh-
nehin bereits unterprivilegierten betroffen. Im Fall der „freiwilligen“ Sterilisation in der 
Tschechoslowakei waren mehr als die Hälfte der in den 1970ern davon betroffenen Frauen 
Roma-Frauen.  ill. 14



organisationen: die „roma-Bewegung“ in Jugoslawien
Öffentliche integration und/oder Assimilation

mänien ist die Wohnpolitik, entsprechend 
der vielfalt und dem historischen erbe in 
den verschiedenen regionen des landes, 
unterschiedlich und nicht konsistent. 
in Bulgarien folgten auf die dekrete 
zur entfernung der roma-viertel keine 
ernsthaften aktivitäten, während es in 
jugoslawien und albanien, ebenso wie 
in der Sowjetunion und in Polen, in die-
sem Bereich überhaupt keine auf roma 
bezogenen maßnahmen gab. 

oRganiSationen: 
die „Roma-bewegung“ 

 in JugoSlawien

ein wichtiger faktor der Staatspolitik in 
den osteuropäischen ländern bezüglich 
roma ist deren jeweilige einstellung zu 
roma-organisationen. tatsächlich war 
die Gründung und entwicklung solcher 
organisationen ohne die Genehmigung 
und aktive unterstützung von Staats- und 
Parteistrukturen überhaupt nicht möglich. 
[ill. 15]

das Streben nach Selbstorganisa-
tion und mitbestimmung, das unter den 
roma in Westeuropa langsam entstan-
den ist und zur Gründung verschiedener 
organisationen und schließlich von den 
1970er jahren an zum entstehen der 
späteren so genannten „roma-Bewe-
gung“ führte, hatte im osten keinerlei 
Parallelen. dennoch gab es vereinzelte 
und kurzzeitige initiativen in Bulgarien 
und der tschechoslowakei, und auch in 

ungarn entwickelte man kulturelle ak-
tivitäten. 

die Situation in jugoslawien stellt 
einen Sonderfall dar. Slobodan Berberski, 
rom und langjähriger kommunistischer 
funktionär, politischer Gefangener, Wi-
derstandskämpfer im Zweiten Weltkrieg 
und mitglied des Zentralkommitees der 
„union der jugoslawischen Kommu-
nisten (UYC )“ verkündete im Jahr 1969 
in einem artikel in der Belgrader Zeitung 
„vecherni novosti“, dass die jugoslawi-
schen roma eine eigene organisation 
gründen würden, deren hauptziel es sei, 
den roma zum Status einer „nationa-
lität“ zu verhelfen (zu jener Zeit hatte 
jugoslawien ein komplexes staatliches 
legislativ- und hierarchiesystem, das 
die Gemeinschaften in verschiedene Ka-
tegorien einteilte – ethnische Gruppen, 
nationalitäten, nationen).

nach der Gründung der „rom-
Vereinigung“ 1969 begann der Aufbau 
von Zweigstellen in den verschiedenen 
republiken, und danach in verschiedenen 
Städten, zugleich mit der Schaffung an-
derer (kultureller, sportlicher, etc.) roma-
vereine. in den 1970er jahren gab es über 
60 Roma-Organisationen und ihre Zahl 
war ständig im Steigen begriffen. ver-
schiedene initiativen, vor allem Kultur-
veranstaltungen (oft festivals, an denen 
roma-ensembles teilnahmen), wurden 
vom jugoslawischen Staat unterstützt, 
Bücher wurden auf romani veröffentli-
cht und roma-fernseh- und -radiosen-
dungen ausgestrahlt (im Kosovo). 1986 

vereinten sich die bestehenden roma-or-
ganisationen zu einer „union der roma-
vereinigungen in jugoslawien“.

Öffentliche integRation 
und/odeR aSSimilation

Wenn von der staatlichen Politik gegenü-
ber den roma in osteuropa während der 
so genannten „sozialistischen Periode“ 
die rede ist, so ist deren Beurteilung bis 
heute vom Geist des „Kalten Krieges“ 
geprägt. die politischen Strategien wer-
den im Gesamten und in ihren konkreten 
ausformungen mit den unzähligen ver-
brechen der totalitären regimes gleich-
gesetzt. es ist heutzutage schwierig, aus 
einer Sichtweise voller ideologischer 
Klischees heraus zu einer objektiven und 
umfassenden analyse dieser staatlichen 
Strategien zu gelangen. 

das hauptproblem liegt darin, 
zwei miteinander verbundene und ei-
nander oft überlappende Prozesse genau 
zu differenzieren und ihre Beziehungen 
zueinander darzustellen: einerseits die 
soziale integration und andererseits den 
Prozess der assimilation. im laufe der 
Geschichte sind viele völker, die von 
anderen nationalitäten umgeben wa-
ren, den Weg von sozialer integration 
zu assimilation gegangen – auf natür-
liche Weise oder als ergebnis einer be-
stimmten Staatspolitik. der logik dieses 
modells entsprechend (das keineswegs 
universell ist), kann jede staatliche maß-

� �

emanZiPation in juGoSlaWien

„Trotz innerethnischer und politischer Spannungen 
nach Titos Tod im Jahr 1980, wurden die ersten 
Roma zu Stadträten gewählt und Sait Balić aus Niš 
wurde Abgeordneter im serbischen Parlament. Vier 
Jahre später gab es, zusätzlich zu diesem Sitz im 
serbischen Parlament, bereits 53 gewählte Roma-
Mitglieder in Stadt- und Provinzregierungen [...]. 
1981 wurde das erste zweisprachige Radiopro-
gramm auf Romani und Serbisch mit dem Namen 
‚Ašunen romalen‛ (‚Hört, Roma‛) in Belgrad ge-
sendet, eine bis 1987 fortgesetzte Serie.“

Ill. 15 (übersetzt aus Kenrick 2001, S. 406)

BulGarien: die roma verStecKen              

Bulgarien wurde zu einem einheitlichen (aus einem Volk bestehenden) 
Staat erklärt, in dem keine andere Nation lebte. Die „bulgarischen Tür-
ken“ wurden auf bulgarische Ursprünge zurückgeführt und als im Os-
manischen Reich zwangstürkisierte Albaner betrachtet. Nachdem keine 
ähnliche „wissenschaftliche“ Erklärung für die Roma gefunden werden 
konnte, hörten sie offiziell auf zu existieren. Roma wurden in der Öf-
fentlichkeit, in den Medien und in wissenschaftlichen Publikationen nicht 
erwähnt, und entlang von Bahnlinien und Autostraßen wurden Roma-
Quartiere an etlichen Orten hinter Betonmauern versteckt. Diese absurde 
Politik erreichte nicht das geringste Ergebnis und förderte die erfolg-
reiche Integration der Roma in die bulgarische Gesellschaft in keiner 
Weise, sondern erzielte nur gegenteilige Effekte. 
Ill. 16
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nahme in osteuropa, die auf die roma 
ausgerichtet war, als Schritt zur assimi-
lation betrachtet werden.

Bulgarien ist jedoch das einzige 
land in osteuropa, in dem die Strate-
gie zur integration der roma in eine 
Politik der vollen und bedingungslosen 
assimilation mündete. die einstellung 
bezüglich der roma ist hier der Politik 
gegenüber der türkischen minderheit 
untergeordnet. ein Bescheid des Polit-
büros von 1962 stellt bei bulgarischen 
moslems, „Zigeunern“ und tataren „ne-
gative Tendenzen zur Turkifizierung“ 
fest. daraufhin folgte eine schrittweise 
Politik der „ermutigung“ der leute ihre 
türkisch-arabischen namen gegen bul-
garische namen „einzutauschen“. diese 
Politik kulminierte in der so genannten 
„nationalen Wiedergeburt“ im Win-
ter 1984-85, als eine massenbewegung 
unter Beteiligung der Sicherheitskräf-
te alle türken, bulgarischen moslems 
(Pomaken) und muslimischen roma 
dazu zwang, ihre namen zu ändern. in 
Wahrheit handelte es sich bei dieser „na-
tionalen Wiedergeburt“ um Zwangsassi-
milation, die mit Gewalt bis in die letzte 
Phase durchgesetzt wurde. [Ill. 16-17]

tendenzen, die roma zu assi-
milieren, sind in der staatlichen Politik 
ungarns, der tschechoslowakei, und bis 
zu einem gewissen Grad in der Politik 
Rumäniens zu finden. In den 1950er und 
60er Jahren war in der ungarischen Ge-
sellschaft mehr oder weniger offen die 
rede von der „natürlichen assimilation 

der Zigeuner“. in den 1970ern war die 
logik der Politik bereits eine andere und 
hatte, nach modernen Begriffen, bereits 
eine konstruktive einstellung angenom-
men. der ungarische Staat begann, die 
gesellschaftliche integration der roma 
sowie die Bewahrung und entwicklung 
ihrer ethnischen Kultur zu unterstützen, 
gewährte ihnen aber nicht den Status ei-
ner nationalen minderheit, der anderen 
ethnien sehr wohl zugestanden wurde. 
die logische folge dieses Zugangs war 
ebenfalls assimilation, wenn auch auf 
längere Zeit angelegt.

die Politik gegenüber den roma 
in der tschechoslowakei folgte ähnlichen 
Grundsätzen. hier wurden die roma den 
offiziellen Normen nach als andersartige 
Gemeinschaft definiert, die nicht mit an-
deren minderheiten vergleichbar wäre und 
daher einen anderen Status hatte („Bürger 
zigeunerischer herkunft“). die Politik in 
Bezug auf die roma war als „soziale inte-
gration“ und „Akkulturation“ definiert. In 
der Praxis bedeutete das (ohne, dass dies 
jemals in dieser form in Partei- oder re-
gierungsdokumenten formuliert worden 
wäre), dass die zukünftige assimilation 
der roma angestrebt wurde.

recht ähnlich war die Situation in 
rumänien, wo die assimilation der roma 
an die rumänische Gesellschaft dazu 
führte, dass große Gruppen der roma-
Bevölkerung gänzlich oder teilweise ihre 
ethnische und kulturelle identität verloren 
haben. der rumänische Staat nahm diesen 
Prozess als gegeben hin und kümmerte 

sich nicht besonders um roma, deren 
Probleme als sozial und nicht ethnisch 
bedingt angesehen wurden. [ill. 18]

es wäre nicht gerechtfertigt, in 
den anderen osteuropäischen ländern 
von assimilationspolitik zu sprechen, 
auch nicht in der langzeitperspektive. 
in Polen und albanien, also ländern, die 
auf der vorstellung von einer einzigen 
nation basierten, war die staatliche Po-
litik in Bezug auf roma unerheblich. 
roma in jugoslawien hingegen forderten 
ihre offizielle Anerkennung und Gleich-
stellung mit anderen völker ein. dieser 
Status wurde ihnen schließlich knapp 
vor der Auflösung Jugoslawiens gewährt. 
dass dies nicht eher geschehen ist, kann 
jedoch nicht als argument für eine as-
similationspolitik gewertet werden. das 
Konzept des „jugoslawismus“ setzte 
zwar die umwandlung aller völker in 
eine neue art von Gemeinschaft (die „ju-
goslawen“) voraus, bedeutete aber nicht 
automatisch die vorherige assimilation 
der roma an andere nationalitäten.

in der udSSr war es ähnlich: die 
roma waren eine recht kleine Gemein-
schaft, und es wäre allein daher schon 
ungerechtfertigt, von einer spezifischen 
assimilationspoiltik zu sprechen. in der 
Sowjetunion herrschte die auffassung 
vom zukünftigen „Sowjetvolk“ vor (eine 
metapher ähnlich der heute oft beschwo-
renen „gemeinsamen europäischen fami-
lie“), welche von der vereinigung aller 
völker zu einer qualitativ neuen Gemein-
schaft ausging.

ill. 17 
Roma-Häuser (Vordergrund) 

und Plattenbauten in Filákovo, 
Südost-Slowakei. In den 1970er 

Jahren wurden die Roma-
Hütten am Platz dazwischen 

geschleift und die Einwohner in 
die neu errichteten Wohnblöcke 

umgesiedelt. In den Stahlwerken 
(Rauchfänge im Hintergrund) 

waren 8.000 Leute beschäftigt, 
darunter (bis 1989) hunderte 

Roma.
Nach der Wende wurde die 

Fabrik an einen multinationalen 
Konzern verkauft. Heute ist unter 

den 800 Menschen, die in dem 
Werk arbeiten, kein einziger 

Rom. 
(aus droma 1/2004, S. 10)
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SchluSSfolGerunG

Berücksichtigt man, dass es – zumin-
dest aus heutiger Sicht – erstrebenswert 
ist, integration unter gleichzeitiger Be-
wahrung von ethnischer und kultureller 
identität zu erreichen, dann kann man 
feststellen, dass die staatliche Politik 
(und nicht eine einzelne Strategie!) ge-
genüber den roma in osteuropa, unge-
achtet der gesetzten Ziele, recht unter-
schiedliche ergebnisse gezeitigt hat. auf 
der einen Seite haben sich die lebens-
bedingungen der roma im vergleich zu 

vorherigen Phasen verbessert, integra-
tions- und Bildungsgrad sind gestiegen 
und eine neue Schicht gebildeter roma 
hat sich entwickelt. jedoch war der Preis 
für die integration recht hoch. viele 
roma in osteuropa wurden sozial und 
wirtschaftlich marginalisiert; ein Pro-
zess der sich nach der „Wende“ intensi-
viert hat. Bezeichnend ist, dass sich sol-
che Prozesse in jenen ländern, die eine 
klar umrissene Sonderpolitik gegenüber 
den roma verfolgt haben (tschechische 
republik, Slowakei, ungarn, rumänien, 
Bulgarien), am stärksten auswirken und 

am deutlichsten sichtbar sind. in jenen 
ländern, wo solche Strategien begrenzt 
oder einfach nicht vorhanden waren, 
sind soziale und wirtschaftliche margi-
nalisierung bei weitem nicht so drama-
tisch. in den ländern osteuropas wurden 
ergebnisse durch politischen Strategien 
in Bezug auf die roma vor allem durch 
die allgemeine soziale entwicklung und 
eine Gleichbehandlungspolitik gegenü-
ber den roma erreicht, und nur in einem 
viel geringeren ausmaß durch maßnah-
men einer Sonderpolitik, die sie als „be-
sondere“ Gemeinschaft behandelte. 

rumÄnien: roma alS SeKundÄreS Ziel 
der „SyStematiSierunG“

Die bekannte Politik der „Systematisierung“, die von Nicolae 
Ceausescu in den 1970er und 1980er Jahren durchgeführt wurde, 
umfasste die Massenzerstörung von städtischen und ländlichen 
Vierteln und Dörfern sowie die Umsiedelung ihrer Bewohner in 
neue Bauten. Sie wurde vor allem in Siebenbürgen umgesetzt, 

was auch zu Binnenmigration von Roma innerhalb Rumäniens 
führte. Diese Politik richtete sich, anders als gelegentlich an-
genommen, nicht vordergründig gegen die Roma, sondern war, 
aus nationaler Sicht, eher auf eine Dezimierung der ungarischen 
Minderheit ausgerichtet. Die Roma wurden in diesem Fall als 
Vertreter der Mehrheit angesehen, das heißt, der rumänischen 
Nation, und daher sollten assimilatorische Ziele ihnen gegenü-
ber in ferner Zukunft ihren freien Lauf nehmen.   ill. 18
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